Wien, Donnerstag den 3. Inni 1880. XIII. Jahrgang. Nr. 23. 


Oeſterreichiſche 


Zeilſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Präunmerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und betragt 
das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefülligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntuiſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


| 
Inhalt wachung der Operate berufen ſind, deren Bedeutung ebenſo in 
Rückſicht auf die im wiſſenſchaftlichen Intereſſe und im 
Bemerkungen über das Volkszählungsgeſetz vom 29. März 1869 Staatszwecke gelegene Nothwendigkeit der Conſtatirung der 
e db bert dene ech un in Abſicht der Nieten re wichtigſten ſtatiſtiſchen Daten, als in ihren unmittelbaren 
der Fremden und Abweſenden gegenüber der für die Volks⸗ liche A 8 e 3 67 = 
zählung pro 1857 in gleicher Hinſicht erfloſſenen Beſtim ee nme vage d „ 
mungen. Von Ferdinand Schön, k. k. Bezirkshauptmann. ſchaft, Gemeindezuſtändigkeit und Militärpflicht und für 
Mirtheilungen aus der Pra die Bemeſſung der Heeres-Ergängungscontingente im 
Zur Hahlung Port Krankenverpflegstoſten. großen und kleinen Maßſtabe, endlich u. ſ. w.“ zu beurtheilen iſt 
Eine Namensänderung. Wenn der obige Statthaltereierlaß diesfalls nur von „Bedeutung“ 
Anwendbarkeit des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, über die einer Volkszählung ſpricht, To können wir, ohne gegen Grammatik oder 
Ehen von Perſonen, welche keiner geſetzlich anerkannten Kirche oder Reli- Logik zu verſtoſſen, mit voller Richtigkeit darunter „Zweck“ der Volks⸗ 
gionsgenoſſenſchaft angehören, rückſichtlich der Trennbarkeit auch auf Ehen 11155 ae n i 8 Walt 
zwiſchen einer confeſſionsloſen Perſon und einem Angehörigen einer geſetzlich | 3 8 55 N 
| Fragen wir uns nun, ob die Volkszählung vom Jahre 1870 


anerkannten Kirche oder Religionsgenofſenſchaft. (§ 10 des Geſetzes vom 
a . G. Bl. Nr. 47, 5 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, | allen vorher angeführten Einzelnzwecken in der Wirklichkeit, ſomit in 
ee ee ee N 8 . der Praxis entſprochen habe. Die Volkszählung pro 1870 hat in der 
8 29. 2 1 . G. Bl. Nr. d E ; ee 4 19985 
= e de on ind fenen benen Wie endung. Ein That ihre Aufgaben hinſichtlich der Conſtatirung der ſtatiſtiſchen Daten, 
Geſetze und Verordnungen. der Staatsbürgerſchaft und Bemeſſung der Heeres⸗Ergänzungscontingente 
Perſonalien. vollinhaltlich, bezüglich der Fragen der Militärpflicht und der 
Erledigungen. Gemeindeangehörigkeit aber nur zum Theile gelbſt. 

Die Urſache dieſer theilweiſen Nichtlöſung ihrer Aufgaben ſcheint 
dem Verfaſſer in der nicht richtigen, oder doch unzulänglichen Behandlung 
2 der Fremden und der einheimiſch Abweſenden bei der Volkszählung 
Bemerkungen über das Volkszählungsgeſetz vam zu liegen. 

29. Mür 1869 . Wenn der Paragraph 14 des Geſetzes vom 29. März 1869 
. a atz 18 zwiſchen der Zählung der anweſenden Fremden und Einheimiſchen 
und deſſen praktiſche Durchführung iu Abſicht der Aufnahme der keinen Unterſchied macht und nur für die abweſenden Einheimiſchen 


5 N . & . 87 f eine abgeſonderte Zählung vorſchreibt, wenn die Miniſterialverordnung 
Freuden und Abweſenden gegenüber der für die Volkszählung dom 30. October 1869, 3. 15.004, bezüglich der Uebertragung der 


pro 1857 in gleicher Hiuſicht erfloſſenen Beſtimmungen. Geſammtzahlen der anweſenden Fremden und abweſenden Einheimiſchen 
85 . b 2 in die Ueberſichten, Erläuterungen, wenn ferner die von der k. k. 
i BR NE 1a Beahrfel aupimpne, ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion verfaßten Rathſchläge für die ſelbſt 


Während die kaiſerliche Verordnung vom 23. März 1857 zählenden Gemeinden, dann die Inſtruction für die Zählungscommiſſäre 
(R. G. Bl. Nr. 67 ex 1857) in ihrem erſten Paragraph als Auf- bei Zählung mittelſt Anzeigezettel in der Abtheilung 2 lit. a, b und c, 
gabe einer allgemeinen Volkszählung „die Ermittlung, Ausweiſung und dann sub Rubrik „Anmerkung n“ über die Zählung der Abweſenden 
überſichtliche Darlegung der für die Staatsverwaltung wichtigſten Ver- ſich näher einlaſſen, wenn endlich der Miniſterialerlaß vom 13. December 
hältniſſe des Bevölkerungsſtandes des Reiches“ hinſtellt, enthält das 1869, Z. 18.274, (ergangen an den Herrn Statthalter von Tirol) 
Geſetz vom 29. März 1869 (R. G. Bl. Nr. 67 ex 1869) in allen in Betreff der Zählung der abweſenden Einheimiſchen in dem Orte 
feinen 35 Paragraphen über die Aufgabe der Volkszählung keine Be- ihrer Heimat ſelbſt, rückſichtlich ganzer, von der Heimat abweſender 
ſtimmung. Familien und Einzelner, die keine Angehörigen in der Heimat zurück⸗ 

Auch die ſpäteren über die Volkszählung pro 1870 und im gelaſſen haben, nähere Weiſung gibt und das Meiſte in dieſer Richtung 
Laufe dieſer Zählung erſchienenen Miniſterialverordnungen haben ſich der Einſicht und Umſicht der Volkszählungscommiſſion anheimſtellt, 
über den Zweck oder die Definition einer Volkszählung nicht aus⸗ fo iſt mit allen dieſen Beſtimmungen für eine vollſtändige Zählung, 
gefprochen. Nur im Erlaſſe der k. k niederöſterreichiſchen Statthalterei reſp. Evidenz der einheimiſch Abweſenden, ſomit für die Löſung der 
vom 3. Juli 1869, 3. 16.838, kommt folgender, den obigen Mangel, weiteren zwei Aufgaben, die man an die Volkszählung mit Recht ſtellen 
wenigſtens für Niederöſterreich, inſtruetiv behebender Paſſus vor: kann und ſoll, nämlich für die Klarſtellung der Fragen der Gemeinde⸗ 
„Nachdem die politiſchen Behörden theils zur Beaufſichtigung, theils angehörigkeit und der Militärpflicht, noch immer nicht vollſtändig 
zur Vornahme der Volkszählungsarbeiten, ſowie zur Leitung und Ueber- vorgeſorgt. 


96 


Alle dieſe Rathſchläge, Weiſungen, Erläuterungen u. ſ. w. werden 
in allen jenen Fällen, bei denen es ſich um die Zählung oder eigentlich 
um Evidenz von ſolchen abweſenden Einheimiſchen handelt, über die ! . 
der Miniſterialerlaß vom 13. December 1869, 3. 18.274, ſpricht, N Zur enen F = 
namentlich von ſolchen Familien oder Einzelnen, die ſchon lange von Die Bezirkshauptmannſchaft in D. hat mit Erkenntniß vom 
der Gemeinde abweſend find, das gewünſchte Reſultat niemals zur 13. Auguſt 1879, 8. 7533, den Wagnermeiſter J. K. in der Gemeinde W. 
Folge haben, weil (der Verfaſſer, der ſowohl die Volkszählung 1857 auf Grund des § 21 der Dienſtbotenordnung für Steiermark verurtheilt, 


Mittheilungen aus der Praxis. 


als Leiter derſelben in einem ganzen Kreiſe, als die pro 1870 praktiſch 
durchgeführt hat, ſpricht aus eigener Erfahrung) in den meiſten Fällen 
von der Exiſtenz, ſowie von dem Aufenthalte, Familienſtand u. ſ. w. 
dieſer Abweſenden in der Heimatsgemeinde gar nichts bekannt iſt, ſomit 
dieſelben ganz einfach gar nicht in den Aufnahmsbogen oder im Anzeige 
zettel erſcheinen. 


Wie oft kam der Fall vor, daß zwar das Familienhaupt dieſer 


abweſenden Familie der Zuſtändigkeitsgemeinde aber als ledig, dagegen 
ihr nicht bekannt war, daß dieſer Mann mittlerweile geheiratet und 
Kinder erzeugt habe Seine Familie war weder der Zahl, noch dem 
Geſchlechte, noch dem Alter nach bekannt. 


Einzelne abweſende Einheimiſche ohne Angehörige in der Zuſtän⸗ 


digkeitsgemeinde verſchwanden durch ihre längere Abweſenheit im Ge— 
dächtniſſe den Zuſtändigkeitsgemeinde mit der Zeit ganz und gar und 
namentlich dann um ſo ſicherer, wenn ſelbe ſich dieſe Zeit hindurch um 
kein Zuſtändigkeitsdocument mehr beworben haben. 


Wenn nun eine ſo namhafte Zahl von Einheimiſch-Abweſenden 
für die Zuſtändigkeitsgemeinde außer Evidenz kommt, fo iſt die natür- 
liche Folge, daß die Evidenz der Gemeindeangehörigen auch nur eine 
mangelhafte ſein kann, ſomit die Gemeinde von der Volkszählung nicht 
den Vortheil hat, den ſie unter anderen Umſtänden haben könnte. 


Die weitere Folge dieſes Mangels iſt, daß alle jene, bei der 


Volkszählung nicht als ſolche aufgenommenen abweſenden Einheimiſcheu, 


deren Aufenthalt ſeit Jahren unbekannt tft, oder die nicht in der Zu 


ſtändigkeitsgemeinde geboren ſind, wenn ſie ſich nicht vor der Stellung 
bei ihrer Aufenthaltsgemeinde als militärpflichtig melden, ſich der 
Stellungspflicht entziehen können und werden, weil ſie eben auch der 
heimatlichen Vollzugsbehörde gänzlich unbekannt ſind. 


Da das Volkszählungsgeſetz vom Jahre 1869 auch für die pro 


1881 bevorſtehende Volkszählung in Anwendung zu kommen hat, ſo 
werden die oben geſchilderten Uebelſtände auch für dieſe Volkszählungs⸗ 
periode beſtehen, wenn nicht denſelben noch bei Zeiten abgeholfen 
werden wird. 


Dieſe Abhilfe wird aber vollkommen dadurch erreicht, wenn dem 
Geſetze vom 29. März 1869 die Beſtimmungen der 88 20 und 38 
des Volkszählungsgeſetzes vom 23. März 1857 in der Art beigefügt 
werden, daß neben der Zählung der Fremden ($ 14 des Geſetzes vom 
29. März 1869) noch eine eigene nominelle Fremdentabelle in der 
Gemeinde angelegt werden ſolle und daß über alle bei der Volks⸗ 
zählung vorgekommenen Fremden ein Auszug aus dieſer Fremdentabelle 
von der Volkszählungsbehörde an die entweder bereits ſichergeſtellte 
oder von dem Fremden angegebene Zuſtändigkeitsbehörde zur Berichtigung 
des Zählungsbuches der betreffenden Heimatsgemeinde des Fremden, 
eventuell auch nachträglichen Conſtatirung der richtigen Zuſtändigkeit des 
Fremden in dem Zählungsbuche ſeiner Aufenthaltsgemeinde zu ſenden ſei. 


Hiedurch würde zugleich in den meiſten Fällen die im § 14 des 
Geſetzes vom 29. März 1869 normirte Zählung von Fremden un⸗ 
bekannter Gemeindeangehörigkeit als Einheimiſche ihrer Aufent— 
haltsgemeinde, welche Beſtimmung in vielen Gemeinden mit Miß 
trauen, ja nur mit Widerſtreben angenommen wurde und in der Folge 
bei factiſcher Austragung der Zuſtändigkeitsfrage des Fremden öſters 
zu Zweifeln und zur Verwirrung der Zuſtändigkeitsdaten Anlaß gegeben 
hat und heute noch gibt, vermieden, würden die Gemeindeangehörigen und 
Militärpflichtigen in genauer Evidenz gehalten und ſomit den Gemeinden 


und den Stellungsbehörden in der That alle aus der Volkszählung 


reſultirenden Vortheile verſchafft werden. 


die im öffentlichen Krankenhauſe in Graz angelaufenen Curkoſten mit 
14 fl. ſür ſeinen am 25. Mai 1879 aus dem Dienſte entlaſſenen 
Geſellen J. M. zu erſetzen, nachdem derſelbe bereits am 27. Mai 
1879 in das Krankenhaus als ſpitalsbedürftig aufgenommen wurde und 
es durch ärztliches Parere erwieſen iſt, daß der Genannte im Dienſte 
des J. K. erkrankte. 

Die Statthalterei in Graz hat im Recurswege unterm 26. October 
1879, 3. 14.753, dieſe Entſcheidung mit dem beſtätigt, daß die Verpflichtung 
zur Zahlung nicht auf $ 21 der Dienſtbotenordnung beruht, wie in 
der Eutſcheidung der Bezirkshauptmannſchaſt angeführt iſt, und auch 
nicht auf dem Umſtande, daß M. während ſeines Dienſtes bei K. 
erſt erkrankt iſt, ſondern der M. gewerblicher Gehilfe iſt, auf der Hof⸗ 
kanzleiverordnung vom 8. September 1831, 3. 18.000, und auf dem 
Umſtande, daß die Spitalsbedürſtigkeit für M., der nach der 
Behauptung des Dienſtgebers ſchon vor dem Arbeitseintritte bei ihm 
und ſchon viele Jahre krank iſt, nach dem ärztlichen Ausſpruche vor 
dem 26. Mai l. J., alſo während des Arbeitsverhältniſſes des M. 
bei K., eingetreten iſt. 

Das Miniſterium des Innern hat über Berufung des Wagner⸗ 
meiſters J K. dieſe Statthaltereientſcheidung mit Erlaß vom 15. Jänner 
1880, 3. 19.372, behoben und ausgeſprochen, daß der Recurrent zur 
Zahlung der vorerwähnten Spitalskoſten nicht verpflichtet iſt, weil nach 
der Actenvorlage der Eintritt des genannten Gehilfen in das Spital 
nach der einvernehmlichen Löſung des Dienſtverhältniſſes erfolgte, und 
dem Dienſtherrn in keiner Richtung ein Verſchulden zur Laſt fällt. 

u e 


Eine Namensänderung. 


| Ein Geſchäftsmann Namens „Floh“ iſt um die Bewilligung 
zur Abänderung ſeines Geſchlechtsnamens in „Flohr“ eingeſchritten, weil 
ſeine Kinder in das ſchulpflichtige Alter getreten ſeien und er ſich 
erinnert, daß ſein Name, als er die Schule beſuchte, Anlaß zu ärger⸗ 
lichen Witzeleien gab. 

Die Landesſtelle in N. hat unterm 5. November 1879, 
3. 14.006, dieſem Anſuchen wegen Mangels beſonders rückſichts— 
würdiger Gründe keine Folge gegeben. **) 

Das Miniſterium des Innern fand jedoch laut Erlaſſes vom 
24. Februar 1880, 3 2306, dem gegen obige Entſcheidung ein⸗ 
gebrachten Recurſe Folge zu geben und dem Geſuchſteller bei dem Bor: 
handenſein rückſichtswürdiger Gründe die Bewilligung zur Führung des 
Namens „Flohr“ zu ertheilen. II. R. 


Anwendbarkeit des Geſetzes vom 9. April 1870, N. G. Bl. Nr. 51, 
über die Ehen von Perſonen, welche keiner gefetzlich anerkannten 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft angehören, rückſichtlich der 
Trennbarkeit auch auf Ehen zwiſchen einer confeſſiousloſen 
Perſon und einem Angehörigen einer geſetzlich anerkannten Kirche 
oder Religionsgenoſſenſchaft. (§ 10 des Geſetzes vom 25. Mai 
1868, N. G. Bl. Nr. 42, § 2 des Geſetzes vom 9. April 
1870, N. G. Bl. Nr. 51.) 


Das Wiener Landesgericht hat die Ehetrennungsklage des Iſraeliten 
A. wider feine confeſſionsloſe Ehegattin B. über die vor dem Gerichte 
von A. abgegebene Erklärung, daß er mit dieſer Klage keineswegs eine 
bloße Scheidung von Tiſch und Bett, ſondern eine Trennung ſeiner 
laut Eheſcheines des Wiener Magiſtrates vor dieſer Behörde am 18. Sep⸗ 
tember 1876 mit der B. geſchloſſenen Ehe anſtrebe, als unzuläſſig 


Siehe die Mittheilung in der „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1880. S. 28. 

) Laut Hofkanzleiverordnung vom 5. Juni 1826, 3. 16.255, iſt die 
Veränderung des Geſchlechtsnamens nur in beſonders rückfichtswürdigen 
Fällen zuläſſig. Früher hatte ſich Seine Majeſtät die Entſcheidung diesfalls vor⸗ 
behalten. Dann wurde mit k. Verordnung vom 20. December 1848 das Mini⸗ 
ſterium des Innern ermächtigt, Gefuche um Bewilligung zu Namensänderungen 
ſelbſt zu erledigen; endlich wurde mit a. h. Entſchließung vom 12. März 1866 
der Landesbehörde die Bewilligung von Namensänderungen unadeliger Perſonen 
übertragen. 


zurüdgemwiefen *), und zwar „in der Erwägung, daß zur Zeit dieſer 
Eheſchließung A. moſaiſcher Religion, ſeine Braut B. confeſſionslos 


war, daß daher die obige Eheſchließung nicht nach dem Geſetze vom 


9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, über die Ehen von Perſonen, 
welche keiner geſetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft 
angehören, ſondern nach dem Geſetze vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. 
Nr. 47, Art. II, über die Nothcivilehe erfolgte, daß daher die Trenn— 


barkeit dieſer Ehe nicht nach § 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, 


R. G. Bl. Nr. 51, beziehungsweiſe 8 115 a. b. G. B., ſondern nach 
Art. II. S 10 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, 
und beziehungsweise nach deu Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches überhaupt zu beurtheilen kommt; daß dieſe Beſtimmungen, 
wie die §§ 111, 116, 136 a. b. G. B. zeigen, auf das Religions⸗ 
bekenntniß der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung zurückſehen und 


darnach die Frage über die Trennbarkeit der Ehe entſcheiden; daß unter 


dieſer Vorausſetzung im vorliegenden Falle eine Trennung nach § 115 
a. b. G B. nicht ſtattfinden kann, weil nicht beide Ehegatten zur Zeit 
der Eheſchließung akatholiſch waren und weil ebenſo wenig eine Trauung 
im Sinne der §§ 133—135 a. b. G. B. ſtatthaft erſcheint, da nicht 
beide Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung dem moſaiſchen Religions- 
bekenntniſſe angehört haben, und es ſich ſomit nicht um eine Judenehe 
handelt; und in ſchließlicher Erwägung, daß die im $ 7 a. b. G. B. 
vorgeſehene Analogie wegen Mangels der Gleichheit des Grundes und 
Aehulichkeit des Falles nicht platzgreifen kann. 

Das öſterr. k. k. Oberlandesgericht hat den im Einverſtändniſſe 
der B. eingebrachten Recurs des A. zurückgewieſen und den landes— 
gerichtlichen Beſcheid aus deſſen Gründen und in der Erwägung 
beſtätigt, „daß, da im vorliegenden Falle der Gatte A einer beſtimmten 
Confeſſion, namlich der jüdiſchen, angehört, und nur die Gattin B. 


confeſſionslos iſt, das Geſetz vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, 


über die Ehen von Perſonen, weſche keiner geſetzlich anerkannten Kirche 
oder Religionsgenoſſenſchaft angehören, keine Anwendnng finden kann, 
und weil der von dem Recurrenten vorgelegte Motivenbericht **) der 
vereinigten judiciellen und politiſchen Commiſſion des Herrenhauſes, 
deſſen Intentionen in dem obigen Geſetze ihren Ausdruck nicht gefunden 
haben, ganz unentſcheidend ift“. 

Auf den anßerordentlichen Reviſionsrecurs des A. und deſſen 
Gattin B. hat der k. k. oberſte Gerichtshof mittelſt Entſcheidung vom 


30. September 1879, 8. 11.870, die beiden unterrichterlichen Ent⸗ 


ſcheidungen aufgehoben und verordnet, das Wiener Landesgericht habe 
über die von B. angebrachte Klage auf Trennung ſeiner am 18. Sep⸗ 
tember 1876 mit A. vor der weltlichen Behörde geſchloſſenen Ehe 
mit Beſeitigung des gebrauchten Abweiſungsgrundes das geſetzlich vor— 
geſchriebene Verfahren einzuleiten und ſohin hierüber mit der Entſcheidung 
vorzugehen, „denn ſowohl aus dem Wortlaute als aus dem Geiſte des 
Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, iſt zu entnehmen, 
daß die Beſtimmungen desſelben über die Trennbarkeit der Ehen nicht 
blos in jenen Fällen, wo beide Ehegatten confeſſionslos find, ſondern 
auch dann in Anwendung zu kommen haben, wenn eine confeſſionsloſe 


Perſon mit einem Angehörigen einer geſetzlich anerkannten Kirche oder 


Religionsgenoſſenſchaft die Ehe geſchloſſen hat, und weil im vorliegenden 
Falle die zwiſchen A., einem Iſraeliten, und der B., einer confeſſions⸗ 
loſen Perſon, geſchloſſene Ehe für beide Theile, für Erſteren nach 
8 133 a b. G. B., für Letztere, welche nach § 2 des Geſetzes vom 


9. April 1870 den nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsverwandten 
gleichzuhalten iſt, genäß $ 115 a. b. G. B. trennbar iſt, ſomit kein 


Grund vorhanden iſt, das Begehren um Trennung dieſer Ehe ohne— 
weiters als unzuläſſig zurückzuweiſen, weshalb die unterrichterlichen Ent— 
ſcheidungen als dem Geſetze nicht entſprechend gemäß Hofdecretes vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, aufgehoben werden mußten“. 
Ger.⸗Ztg. 


) Siehe die entgegengeſetzte Entſcheidung desſelben Gerichtshofes vom 
21. Jänner 1879, 3. 4410, veröffentlicht in Nr. 11 der „Zeitſchrift für Ver⸗ 
waltung“ ex 1879. 

) Der von dem Recurrenten bezogene Paſſus dieſes Motivenberichtes 
} „Es ſollte nämlich auf der einen Seite die Trennbarkeit von Ehen 
confeſſionsloſer Perſonen unter einander und mit Angehörigen nicht katholiſcher 
Confeſſionen für zuläſſig erklärt, anderſeis aber die ungeſchmälerte Geltung des 
$ 111 a. b. G. B., wonach Ehen nicht getrennt werden können, wenn auch 
Ein Theil zur Zeit der Eheſchließung katholiſch war, in klarer Weiſe ausgeſprochen 
werden.“ 


nur 


I 


Das Geſetz vom 29. April 1823, R. G. Bl. Nr. 6s, hat auf 
die executive Einbringung von Steuern und öffentlichen Abgaben 
keine Anwendung. 


Julius S. betheiligte ſich als öffentlicher Geſellſchafter au dem 
Geſchafte der Firma H. u. S. in Wien, welche ſich vor mehreren 
Jahren aufgelöſt hatte. Julius S. erhielt nun eine Anſtellung als 
Magazineur bei einer Tuchfabrik in B. 
| Am 26. October 1878 überreichte die Finanzprocuratur bei 
dem Bezirksgerichte in B. ein Geſuch, in welchem ſie die Bitte ſtellte, 
damit auf Grund des beigebrachten Rückſtandsausweiſes des Steuerawtes 
der Stadt Wien vom 21. November 1876, 3. 216.289, betreffend 
Erwerb⸗ und Einkommenſteuer-Rückſtände ſ. N. G., welche dem Ju⸗ 
lius S. als geweſenen öffentlichen Geſellſchafter der beſtandenen Firma 
H. u. S. zur Laſt fallen, im Geſammtbelaufe von 1066 fl. 68 kr. 
behufs Hereinbringung dieſer Forderung dem Staatsſchatze bei gleich— 
zeitiger Zuerkennung von Executionskoſten eine entſprechende Summe 
vom dem Entgelte jährlicher 900 fl., welches Julius S. als Magazineur 
der Handlung des L. in B. in monatlichen Raten bezieht, eingeant⸗ 
wortet und L. angewieſen wurde, hievon mit Ende eines jeden Monats 
den Betrag von 25 fl. bei dem Steueramte in B. fo lange einzuzahlen, 
| bis die obige Forderung des Staatsſchatzes vollſtändig befriedigt ſein wird. 

Dieſem Begehren wurde mit den gleichlautenden Entſcheidungen 
des Bezirksgerichtes in B. und des Oberlandesgerichtes willfahrt. 
| In dem eingebrachten außerordentlichen Reviſiousrecurſe und 
Nullitätsbeſchwerde machte Julius S. unter Anderem geltend, daß 
§ 396 g. G. O. im Abſatze c beſtimmt, daß nur im Grunde derjenigen 
Entſcheidungen der Finanzbehörden, gegen welche gemäß § 69 g. G. O. 
kein weiterer Rechtszug zuläſſig iſt, eine Execution zu bewilligen ſei, 
er aber im gegebenen Falle gar nicht gehört wurde und ihm niemals 
ein Zahlungsauftrag bezüglich dieſer Steuerrückſtände zugekommen ſei, 
daß er ferner bei L. keinen fixen Gehalt beziehe, ſondern blos gegen 
Proviſion angeſtellt ſei, welche ihm vom verkauften Waarenquantum in 
Verrechnung gebracht wird, und es fraglich iſt, ob ihm überhaupt für 
ſeine Dienſtleiſtung bei L. ein Jahresbetrag zufallen wird, welcher 
die von der Execution befreite Miminalſumme von 600 fl. erreichen 
würde. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mittelſt Entſcheidung vom 
16. März 1880, Nr. 2947, jedoch die Entſcheidungen der Untergerichte 
beſtätigt. Grün de: 

Was die Beſchwerdegründe anbelangt, fo kann die Berufung 
auf den $ 396 g. G. O. und namentlich auf den Abſatz c dieſes 
Paragraphes keine Bedeutung haben, weil es ſich hier nicht um einen 
daſelbſt ſpeciell normirten Fall, ſondern um eine Execution wegen ob— 
ee Steuerrückſtände handelt, wofür beſondere Vorſchriften 
beſtehen, und es insbeſondere im Sinne der Hofdeerete vom 19. Jän⸗ 
ner 1784, Nr. 228, 23. Septembar 1796, Nr. 312, 3. Fe⸗ 
bruar 1821, Nr. 1737 und 10. Februar 1832, Nr. 2548 J. G. S., 
nicht darauf ankommt, daß über Rückſtäude von öffentlichen Abgaben 
Erkennutuiſſe gefällt, oder zum Behufe der gerichtlichen Eintreibung der— 
ſelben vorgelegt werden, ſondern dem Gerichte der durch eine Amts— 
urkunde der competenten Behörde gelieferte Ausweis der gedachten 
Rückſtände genügen muß. Demzufolge entfallen auch alle Ausfüh⸗ 
rungen des Beſchwerdeführers hinſichtlich des Beſtandes der nun in 
Frage ſtehenden Rückſtände und hinſichtlich ſeiner Zahlungsverbindlich— 
keit. Obwohl ferner die Beſtimmungen des Geſetzes vom 29. April 
1873, R. G. Bl. Nr. 68, auf die Sicherſtellung und executive Ein⸗ 
bringung von Steuern und öffentlichen Abgaben keine Anwendung 
finden (§ 7 Abſ. 2 lit. a dieſes Geſetzes), fo hat doch die k. k. Fi- 
nanz⸗Procuratur die Geſammtbezüge des Beſchwerdeführers, von denen 
lediglich 25 fl. monatlich, alſo 300 fl. jährlich an das Steueramt ab- 
geſührt werden ſollen, nur inſofern, als ſelbe den Betrag jährlicher 
600 fl. überſteigen, in Anſpruch genommen ($ 2 dieſes Geſetzes). End⸗ 
lich beſtreitet der Beſchwerdeführer die angegebene Höhe ſeiner Geſammt⸗ 
bezüge nicht, und es kann auf die bloße Behauptung desſelben, daß 
er nicht einen fixen Gehalt, ſondern nur wandelbare Proviſton beziehe, 
bezüglich deren es fraglich ſei, ob ſie ihm künftig in einem die Quote 
von 600 fl. überſteigenden Betrage zufallen werde, um jo weniger 
Gewicht gelegt werden, als hier die Anwendung des obigen Geſetzes, 


wie bereits erwähnt wurde, nicht Platz zu greifen hat. Ger.-Halle. 
| 


\ 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. I. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
IV. Stück. Ausgeg. am 27. Jänner. 

8. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 28. December 1879, 
betreffend die Aufhebung der Attergirung des Seeſanitätspaſſes im inneren Kuſten⸗ 
verkehre. 

9. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 8. Jänner 1880, betreffend 
das Verbot des Vertriebes des um den Preis von acht Gulden per Metercentner 
erkauften Haller Salzes außerhalb Tirol und Vorarlberg, dann der beſtimmten 
Bezirke Oberkärntens. 


10. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 20. Jänner 1880, womit 
neue Vorſchriften zur Vermeidung von Seeunfällen durch Zuſammenſtoß von 


Schiffen erlaſſen werden. 

11. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 21. Jänner 1880, betreffend 
die Aenderung der amtlichen, nach Scala I geſtempelten Wechſelblanquette der 
Kreuzerkategorie. 

V. Stück. Ausgeg. am 11. Februar. 

12. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 21. Jänner 1880, betreffend 
den Beginn der Amtswirkſamkeit der Bezirksgerichte Ztoty⸗Potok und Tfufte in 
Oſtgalizien. 

13. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 2. Februar 1880, betreffend 
die Bezeichnung der Perſonen, welche die Erklärungen über die gegen Steuer- 
rückvergütung zur Ausfuhr beſtimmten Sendungen von gebrannten geiſtigen Flüſſig⸗ 
keiten und Zucker auszuſtellen haben. 


14. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 2. Februar 1880, betreffend 


den Vertrieb der zu den, für Dalmatien beſtehenden Preiſen erkauften Speiſe— 
ſalzſorten. 


15. Geſetz vom 8. Februar 1880, betreffend die Eröffnung von Erediten 


zur Linderung des Nothſtandes. 
VI. Stück. Ausgeg. am 17. Februar. 

16. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 11. Februar 1880, womit die 
Verſchleißpreiſe für das in Wieliczka zu chemiſch-techniſchen und gewerblichen 
Zwecken abzugebende Salz ermäßigt werden. 

17. Geſetz vom 12. Februar 1880, womit das zur Erhaltung des ſtehenden 
Heeres (Kriegsmarine) und der Erſatzreſerve erforderliche Jahrescontingent feſt— 
geſtellt und die Aushebung desſelben im Jahre 1880 bewilligt wird. 

VII. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. 


trag vom 13. Juli 1878 an Oeſterreich-Ungarn übertragene Verwaltung Bosniens 
und der Herzegowina 
VIII. Stück. Ausgeg, am 5. März. 
19. Internationale Convention vom 17. September 1878, Maßregeln 
gegen die Reblaus betreffend. 
IX. Stück. Ausgeg am 5. März. 
20. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 19. Februar 1880, 
betreffend die Hinausgabe des I. Nachtrages zur Signalorduung für die Eifen- 
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X. Stück. Ausgeg. am 18. März. 

27. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 6. März 1880, betreffend 
die Ermächtigung des Nebenzollamtes 1. Claſſe Niedergrund nach Schandau in 
Sachſen zur Austrittsbehandlung von Zucker. 

28. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 11. März 1880, betreffend 
die Errichtung, Auflaſſung und Verlegung von Zollämtern anläßlich der Auf- 
hebung des Zollausſchluſſes Brody. 

29. Verordnung der Miniſterien des Ackerbaues, des Innern, der Finanzen 
und des Handels vom 16. März 1880, betreffend das Verbot der Einfuhr von 
Reben und Rebenbeſtandtheilen aus den Ländern der ungariſchen Krone. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben die Sectionsräthe im Miniſterrathspräſidium Anton 
Ritter v. Klaps und Dr. Karl Ritter v. Jaeger zu Miniſterialräthen, dann 
den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes bekleideten Miniſterialſecretär 
im Miniſterium des Innern Eduard Ritter v. Stummer zum Sectionsrathe 
im Miniſterrathspräſidium ernannt. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten k. k. Oberfmanzrath und Finanzdirector in Laibach Alois Chriſt zum 


Miniſterialrathe extra statum im k. k. Finanzminiſterium ernannt. 


Seine Majeſtat haben dem Finanzrathe Joſef Ritter v. Keſaer anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Bezirkshauptmange in Horowitz Moriz Lüßner 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Statthaltereirathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Berghauptmanne in Prag Johann Lindner 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claffe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizeicommiſſär der Polizeidirection in Trieſt 
Franz Edlen v. Marquet den Titel und Charakter eines Polizei-Obercommiſſärs 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Polizeicommiſſären der Wiener Poli 
Robert Mitteis und Sof 
Obercommiſſären verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizeicommiſſär der Trieſter Polizeidirection 
Johann Budin das goldene Verd'enſtk euz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberförſter Alois Götz in Reutte anläßlich 


zeidirection 
ef Wyslonzil den Titel und Charakter von Polizei⸗ 


deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Viceforſtmeiſters verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Expeditor und Regiſtrator bei Allerhöchſtderen 
Fondsgüterdirection Joſef Wiethe anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines 
Expeditsdirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rentmeiſter Johann Süß die bei Aller-. 
höchſtderen Fondsgüterdirection erledigte Expeditors- und Regiſtratorsſtelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Cuſtos der Gemäldegallerie an der Akademie 
der bildenden Künſte Auguſt Schäffer zum Cuſtos und Directorſtellvertreter 


an der Gemäldeſammlung des a. h. Kaiſerhauſes ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Rechnungsofficial erſter Claſſe im Miniſterium 
des Aeußern Ferdinand Weiß tarfrei den Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 


6 rathes verliehen. 
18. Geſetz vom 22. Februar 1880, betreffend die durch den Berliner Ver 


bahnen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder (Kundmachung 


vom 10. Februar 1877, R. G. Bl. Nr. 10). 

21. Geſetz vom 20. Februar 1880, wodurch die Bewilligung zur Ver- 
einigung des Prießlgutes ob Kaltbach mit dem Georg herrlich von Stuben- 
berg'ſchen Real⸗Fideicommiſſe in Steiermark ertheilt wird. 

22. Geſetz vom 26. Februar 1880, betreffend die Erfolgung eines unverzins⸗ 
lichen Vorſchuſſes an die Landesvertretung von Galizien behuſs Linderung des 
Nothſtandes. 

23. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 26. Februar 1880, betreffend 
die Zuweiſung der Gemeinden Straszewice und Koblo ſtare zu dem Sprengel 
des Bezirksgerichtes Staremiaſto in Galizien. 

24. Geſetz vom 28. Februar 1880, betreffend die Herſtellung von Schutz⸗ 
bauten am unteren Iſonzo. 

25. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 28. Februar 1880, 


betreffend eine Ermäßigung der Aichgebühren für die mit dem Aichſtempel der 


Jahre 1874, 1875 oder 1876 verſehenen, noch nicht im Verkehre geweſenen, zur 
Nachaichung gebrachten Gewichte. 

26. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 29. Februar 1880, betreffend 
die Erweiterung der Verzollungsbefugniſſe des k. k. Nebenzollamtes J. Claſſe zu 
Braunau in Oberöfterreich. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Seine Majeſtät haben dem Rechnungsoffieial erſter Claſſe im Miniſterium 
des Aeußern Eduard Stauden raus anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den 
Titel und Charakter eines Rechuungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Erhebung der bisherigen Conſularagentie in 
Waterford zu einem Honorar-Viceconſulate genehmigt und den Conſularagenten 
Joſef Strangmann zum unbeſoldeten VBiceconfut daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Ernſt Fridinger zu Strengberg 
in Niederöſterreich das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat die abſolvirten Zöglinge der k. und k. 
orientaliſchen Akademie Dominik v. Szathmäry-Kiräly und Victorin v. 
Borheck zu Eonſulareleven ernannt. 

Der k. u. k. Reichs⸗Finanzminiſter hat dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten 
Franz Tollack eine ſyſtemiſirte Hilfsämter⸗Directorsſtelle im Reichs⸗Finanz⸗ 
miniſterium verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Revierbergbeamten in Teplitz, Ober⸗Berg⸗ 
commiſſär Franz Winhofer zum Bergrath ernannt. 

Der Handeldminifter hat den als Bureauvorſtand bei der k. k. Direction 
für Staatseiſenbahnbauten in Verwendung ſtehenden Ludwig Huß zum Inſpector 
und den bei der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen als Ober⸗ 
ingenieur in zeitlicher Verwendung ſtehenden Friedrich Setz zum Oberingenieur, 
beide bei der k. k. Direction für Staatseiſenbahnbauten ernannt. 

Der Handelsminiſter hat dem Rechnungsrathe des k. k. oberſten Rechnungs⸗ 
hofes Johann Sehnoutka, dann dem Telegraphenſecretär der k. k. Telegraphen⸗ 
direction in Wien Karl Grienſeyß ſyſtemiſirte Ober⸗Rechnungsrathsſtellen, und 
zwar Erſterem beim Poſtfach⸗Rechnungsdepartement, Letzterem beim Telegraphen⸗ 
Rechnungsdepartement im Handelsminiſterium verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Ignaz Wagner zum Ober⸗ 
Poſtcontrolor bei der Poſtökonomieverwaltung in Wien ernannt. 


Erledigungen. 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Prag mit der eilften Rangs⸗ 
claffe, bis 3. Juli. (Amtsbl. Nr. 119.) 

Baurathsſtelle bei dem Staatsbaudienſte in Steiermark mit der ſiebenten 
Rangsclaſſe, eventuell Oberingenieursſtelle (achte Rangsclaſſe), Ingenieursſtelle 
(neunte Rangsclaſſe) und Bauadjunctenſtelle (zehnte Nangsclaffe), bis 10. Juli. 
(Amtsb'. Nr. 120.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


